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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Reditsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 11. Mal 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) wird wie 
folgt geändert: 

1. a) § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Personen, die nach dem 
23. Mai 1949 im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt genommen haben und die Vor- 
aussetzungen des § 3 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der Ver- 
triebenen und Flüchtlinge (Bundes- 
vcrtrlebenengesetz vom 19. Mai 
1953 — Bundesgesetzbl. I S. 201) 
erfüllen, können durch Entschei- 
dung der obersten Dienstbehörde 
den in Absatz 1 bezeichneten Per- 
sonen glcidigestellt werden. Diese 
Entscheidung bedarf der Zustim- 
mung der für das Flüditlingswesen 
zuständigen zentralen Dienststellen 
des Landes. Sofern die oberste 
Dienstbehörde eine Bundesbehörde 
ist, tritt an die Stelle der Zustim- 
mung der für das Flüchtlingswesen 
zuständigen zentralen Dienststellen 
des Landes die Zustimmung des 
Ikmdcsminisicrs für Vertriebene,“ 


b) Dem § 4 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Gleichstellung nach § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes gilt gleich- 
zeitig als Gleichstellung im Sinne 
des § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Re- 
gelung der Wiedergutmachung des 
nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes vom 11. Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 281) und umge- 
kehrt.“ 

2, § 10 erhält folgende Fassung: 

„Beamte zur Wiederverwendung dür- 
fen die ihnen zustehende Amtsbezeich- 
nung mit dem Zusatz „zur Wiederver- 
wendung (z. Wv.)“, frühere Beamte 
auf Widerruf, die nach § 11 Abs. 1 an 
der Unterbringung teilnehmen, die 
ihnen zustehende Amtsbezeichnung mit 
dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)“ 
führen. Wehrmadatbeamte zur Wieder- 
verwendung und Berufsoffiziere des 
Truppensonderdienstes führen die 
ihnen zustehende Wehrmachtbeamten- 
Amtsbezcichnung mit dem Zusatz 
„außer Dienst (a. D.)“. 

3. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bund, Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände mit mehr als drei- 
tausend F.inwolmern, sowie sonstige 
Körpersehaiien, Anstalten und Stif- 



tungen des öffentlichen Rechtes im 
Bundesgebiet haben die Beamten zur 
\Vieder Verwendung sowie die nach § 6 
Abs. 1 entlassenen Beamten auf Wider- 
ruf, die am 8. Mai 1945 dcii für ihre 
Laufbahn vorgcschriebenen oder üb- 
lichen Vorbereitungsdienst abgeleistet 
und die vorgeschriebenen oder üblichen 
Prüfungen bestanden hatten, oder die 
ihre Ernennungsurkunden zum außer- 
planmäßigen Beamten erhalten haben, 
aber infolge ihrer Einberufung zum 
Kriegsdienst ihre Ausbildung nicht be- 
enden und die vorgeschriebenen oder 
üblidien Prüfungen nicht ablegen konn- 
ten, sowie die wissenschaftlichen Assi- 
stenten an den anerkannten vvissen- 
schaftlichen Hochschulen mit einer min- 
destens vierjährigen Assistentenzcit, 
nach den folgenden Vorschriften 
unterzubringen. Dies gilt nicht für 
Dienstherren mit weniger als fünf Be- 
diensteten.“ 

4. Dem § 12 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt; 

„(3) Treten kraft gesetzlicher Vor- 
schrift Dienstkräfte von einem Dienst- 
herrn zu einem anderen über, so bleibt 
die künftige Anredienbarkeit der 
Dienstkräfte der Regelung des den 
Übertritt anordnenden Gesetzes über- 
lassen.“ 

3. a) § 13 wird § 13 Abs. 1. 

b) Dem § 13 wird folgender Abs. 2 an- 
gefügt; 

„(2) Die Vorschrift des ^ 1- 
Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

6. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Soweit im Bereich eines ande- 
ren Dienstherrn der Pflichtanteil des 
Besoldungsaufwandes nicht erreicht ist, 
und sich die Aufwendungen für die 
Beschäftigung der a’i der Unterbrin- 
gung teilnehmenden Personen nicht in 
jedem Rechnungsjahr gegenüber dem 
Vorjahr um drei vom Hundert des 
Gesamtbcsoldungsaufwandes erhöhen, 
ist ein Ausgleichsbetrag zu zahlen. Der 
Ausgleichsbetrag ist für das Rechnungs- 
jahr zu berechnen und beträgt fünf- 
undzwanzig vom Hundert des Unter- 
schiedes zwischen drei vom Hundert 
des gesamten P>esoldungsaul wandes 
und dem Betrage, um den sieh im ab- 


gelaufenen Rechnungsjahr die Aufwen- 
dungen für die Beschäftigung der an 
der Unterbringung teilnehmenden Per- 
sonen erhöht haben.“ 

7. Als neuer § 14 a wird angefügt: 

„(1) Übersteigen die Aufwendungen 
für die Beschäftigung von an der Un- 
terbringung teilnehmenden Personen 
in einem Rechnungsjahr fünfundzwan- 
zig vom Hundert des gesamten Be- 
soldungsaufwandes eines Dienstherrn, 
so erhält der Dienstherr einen Zuschuß 
in Höhe von 20 v. H. der zwanzig 
\ om Hundert des Gesamtbesoldungs- 
aufwands übersteigenden Aufwendun- 
gen aus Bundesmitteln. 

(2) Übersteigen die Aufwendungen 
für die Beschäftigung von an der Un- 
terbringung teilnehmenden Personen 
den Gesamtbesoldungsaufwand um 
mehr als dreißig vom Hundert, so er- 
höht sich der Besoldungszusschuß auf 
25 V. H. 

(3) Diese Bestimmungen gelten für 
die Rechnungsjahre 1953 bis 1958.“ 

8. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für die Plan- 
stellen der Beamten auf Zelt in leiten- 
der Stellung (Wahlbeamte) sowie der 
Beamten der Berufsfeuerwehr und des 
Vollzugsdienstes der Polizei einschl. 
der Bereitschaftspolizei und des Zoll- 
grcnzschutzes, die nicht der Laufbahn 
des höheren Dienstes angehören.“ 

9. a) § 16 Abs. 3 wird Absatz 2. 
h) § 16 Abs. 2 wird Absatz 3. 

c) Der nunmehrige § 16 Abs. 3 erhält 
folgende Fassung: 

„(3) Ist der Pflichtanteil (§ 13) 
mindestens zu einem Drittel er- 
reicht, so darf die Zustimmung zur 
anderweitigen Besetzung auch für 
jede dritte Stelle, ist der Pflicht- 
anteil (§ 13) mindestens zur Hälfte 
erreicht, auch für jede zweite er- 
teilt werden und ist in der Regel 
nicht zu versagen.“ 

10. § 17 erhält folgende Fassung: 

„Bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorsclnift des § 16 ist der Betrag zu 
zahlen, diei’ lür die t reigewordene Plan- 
ste! k' l'äsher aufgewandt wurde oder 



bei neugeschaffenen Stellen als durch- 
schnittlicher Besoldungsaufwand vor- 
gesehen ist. Die Zahlungsverpflich- 
tung entsteht mit dem Zeitpunkt der 
Zuwiderhandlung und entfallt, so- 
bald der gesetzwidrige Zustand be- 
seitigt oder der Pflichtanteil (§ 13) er- 
reicht ist.“ 

11. § 23 erhält folgende Passung: 

„(1) Kommt ein Beamter der Auf- 
forderung zur Übernahme eines ihm 
nach § 19 angebotenen Amtes schuld- 
haft nicht nach, so sind ihm die Rechte 
aus diesem Gesetz zu entziehen. Die 
Entscheidung trifft die oberste Dienst- 
behörde. 

(2) Bei schuldhafter Verletzung der 
Verpflichtung aus § 20 oder Aufgabe 
einer zumutbaren Tätigkeit im Sinne 
des § 20 kann die oberste Dienst- 
behörde die Rechte aus diesem Gesetz 
zeitweise oder für dauernd aberkennen. 

(3) Bei schuldhafter Verletzung der 
Verpflichtung aus § 22 oder Aufgabe 
einer zumutbaren Tätigkeit im Sinne 
des § 22 kann die oberste Dienst- 
behörde den Anspruch auf Übergangs- 
gehalt (§ 37) ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entziehen. 

(4) Gegen die Entscheidung der 
obersten Dienstbehörde nach den Ab- 
sätzen 1 bis 3 ist die Klage im Ver- 
waltungsrechtswege zulässig.“ 

12. § 24 wird gestrichen. 

13. Als neuer § 24 a wird eingefügt: 

„(1) Wird ein Beamter, der an der 
Unterbringung teilnimmt, wiederver- 
wendet, so erhält er Trennungsentschä- 
digung und Ersatz der Umzugskosten 
nach Maßgabe der allgemeinen Vor- 
schriften. 

(2) Der Bund erstattet dem Dienst- 
herrn die Aufwendungen nach Ab- 
satz 1.“ 

14. § 52 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält fol- 
gende Fassung: 

„auf die Versorgungsbezüge werden 
Renten aus der Sozialversicherung, so- 
weit sie nicht nachweisbar auf frei- 
willigen heillägen beruhen, zur Hällie 
an gerechnet.“ 


15. Dem § 53 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Berufsunteroffiziere, die zum Kriegs- 
offizier befördert worden sind, sind 
wie Berufsoffiziere zu behandeln.“ 

16. § 57 erhält folgende Fassung: 

„Die vorgesehenen Zahlungen an 
Angehörige des Personenkreises des 
Kapitels I sind von den Ländern zu 
leisten. Der Bund erstattet den Län- 
dern die gezahlten Beträge. Für die 
Zahlungen an Angehörige der im § 2 
bezeichneten Nichtgebietskörperschaf- 
ten und Verbände gilt § 61. Für die 
Angehörigen der Bahn und der Post 
und ihre Hinterbliebenen werden die 
Zahlungen von der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost 
aus eigenen Mitteln geleistet. Entspre- 
chendes gilt für die Zahlungen an An- 
gehörige früherer Reichsverwaltungen, 
deren Aufgaben von Dienststellen 
bundcscigener Verwaltungen über- 
nommen worden sind.“ 

17. a) § 58 Abs. 1 wird gestrichen. 

b) § 58 Abs. 2 wdrd Absatz 1. 

c) § 58 Abs. 3 wird Absatz 2. 

18. § 60 erhält folgende Fassung: 

„Oberste Dienstbehörde für die An- 
gehörigen des Kapitels I ist: 

a) soweit es sich um Angehörige von 
Dienststellen früherer Reichsver- 
waltungen handelt, deren Aufgaben 
von Dienststellen bundeseigener 
Verwaltungen übernommen wor- 
den sind: die zuständige oberste 
Bundesbehörde; 

b) soweit es sich um Angehörige der 
im § 2 bezeichneten Nichtgebiets- 
körperschaften und Verbände han- 
delt, die in der Rechtsverordnung 
nach § 61 Abs. 3 bczeichnete Be- 
hörde; 

c) bis zum Erlaß der Rechtsverord- 
nung nach b und in allen übrigen 
Fällen: die nach Landesrecht zu- 
ständige oberste Landesbehörde.“ 

19. a) ln § 63 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 wird 

der Satzteil „§§ 5 bis 10, 11 Abs. 1, 
§§ 19 bis 24, 30, 31, 35 bis 39, 47 bis 
30, 52 und 62 Abs. 3“ ersetzt durch 
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(len Satzteil „§ 3 Nr. 4 u. 5, §§ 5 bis 
10, 1 1 Abs. 1 Satz l, §§ 19 bis 23, 30, 
31, 35 bis 39, 47 bis 50, 52 und 62 
Abs. 3“. 

b) § 63 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält 
folgende Fassung: 

„soweit darin auf nicht für an- 
wendbar erklärte Vorschriften die- 
ses Gesetzes, des Deutsdien Beam- 
tengesetzes oder auf die Reichs- 
dienststrafordnung verwiesen ist, 
tritt an ihre Stelle das entspre- 
chende Landesrecht.“ 

c) § 63 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Unterbringung und Versor- 
gung nach Maßgabe dieser Vor- 
schriften obliegt dem Dienstherrn.“ 

d) Dem § 63 Abs. 1 werden folgende 
Sätze 3 und 4 angefügt: 

„Die Besetzung einer Planstelle des 
Dienstherrn mit einer hiernach un- 
terzubringenden Person bedarf 
nicht der Zustimmung nach § 16. 
Für die Festsetzung der Versor- 
gungsbezüge von Angestellten und 
Arbeitern sind die bei dem Dienst- 
herrn jeweils geltenden Ruhegeld- 
und Ruhelohnordnungen maß- 
gebend.“ 

e) In § 63 Abs. 2 wird der Satz 2 ge- 
strichen, 

f) Dem § 63 wird folgender Absatz 4 
an ge fügt: 

„(4) Ist oder wird eine der unter 
Absatz 1 fallenden Personen von 
einem anderen als dem zuständigen 
Dienstherrn übernommen, so gilt 
§ 42 entsprechend.“ 

20. § 67 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beamte, Angestellte, Arbeiter 
Berufssoldaten, berufsmäßige Reidis- 
arbeitsdienstführer sowie Militär- und 
sonstige Versorgungsanwärter, die 

1. zur früheren Geheimen Staats- 
polizei, 

2. zum früheren Forschungsamt des 
Reichsluftfahrtministeriums oder 

3. zur früheren Waffen-SS 

von Amts wegen versetzt waren und 
dort bis zum 8. Mai 1945 verblieben 
oder in den Ruhestand getreten sind, 


werden hinsichtlich ihres Rechtsstandes 
so behandelt, wie wenn sie in diesem 
Zeitpunkt noch in ihrer früheren Stel- 
lung gewesen und aus dieser nach die- 
sem Gesetz in den Ruhestand getre- 
ten, entlassen oder zur Wiederverwen- 
dung gestellt worden wären. Die 
Dienstzeit bei den zu 1 bis 3 genann- 
ten Einrichtungen und die während 
ihrer Dauer erfolgten Ernennungen 
und Beförderungen bleiben unberück- 
sichtigt; die oberste Dienstbehörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn dies 
nach dem beruflichen Werdegang, der 
Tätigkeit und der persönlichen Hal- 
tung des Betreffenden gerechtfertigt 
erscheint. 

(2) Entsprechendes gilt für die Hin- 
terbliebenen der in Absatz 1 bezeich- 
neten Personen, auch wenn der Versor- 
gungsfall bereits vor dem 8. Mai 1945 
eingetreten ist.“ 

21. a) Der bisherige § 68 wird § 68 Abs. 1. 

b) Dem § 68 wird folgender Absatz 2 
an ge fügt: 

„(2) Das gleiche gilt für Per- 
sonen, die bis zur Verkündung des 
Gesetzes (13. Mai 1951) von einer 
für V ersorgungsangelegenheiten 

zuständigen Landesdienststelle die 
Mitteilung erhalten haben, daß sie 
im Falle ihrer Wohnsitznahme im 
Bundesgebiet nach Landesrecht Ver- 
sorgungsbezüge erhalten würden 
und l^is zum 31. Dezember 1951 
zugezogen sind.“ 

22. Dem § 81 wird folgender Satz angefügt: 

„Entsprechendes gilt für die Landes- 
regierungen hinsichtlich der unter ^ 63 
fallenden Personen.“ 

23. Anlage A (zu § 2 Abs. 1) Ziffer 5 wird 
wie folgt gefaßt: 

„5. Reichsnährstand“. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des ^ 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der in 
dem Gesetz zur Regelung der Rechts verhält- 
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nissf der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
lallenden Personen vom 1 I.Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 307) und in diesem Gesetz ent- 
haltenen Ermächtigungen erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 41 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1951 — in Berlin unter der Voraus- 
setzung des Artikels II mit Wirkung vom 
1. Oktober 1951 — und mit der Maßgabe in 


Kraft, daß /ahlnngen auf Grun.d tler mit ihm 
eintrclcndcn Anderuttgen versorgungsrecht- 
licher Vorschriften erstmalig für die mit dem 
1953 beginnenden Zeit- 
räume geleistet werden. Bis zum 

1953 geleistete Zahlungen, die nach diesem 
Aiiderungsgesetz nicht mehr begründet sind, 
sind nicht zurückzuerstatten. Soweit nach der 
bisherigen Fassung der §§ 24 und 52 des Ge- 
setzes darüber hinausgehende Redate Dritter 
geltend gemacht werden konnten und bis zum 
Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes gel- 
tend gemacht worden sind, verbleibt es dabei. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
27. April 1951 anläßlich der Beratung des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen beschlossen, von der An- 
rufung des Vermittlungsausschusses abzu- 
sehen. Wie sich aus der vorangegangenen De- 
batte ergibt, waren die rechtlichen und tat- 
sächlichen Bedenken, die von der Mehrzahl 
der Länder gegen die Vorschriften des Gesetz- 
entwurfes erhoben worden sind, keineswegs 
beseitigt. Die Bedenken 'betrafen nicht nur den 
§ 14 Abs. 2, sondern auch andere Vorschrif- 
ten des Entwurfes. Im Ansdiluß an die Ab- 
stimmung wurde der Ausschuß für innere An- 
gelegenheiten als federführender Ausschuß 
vom Plenum des Bundesrates beauftragt, ent- 
sprechende Änderungsentwürfe auszuarbeiten. 
Dies ist zunächst geschehen bezüglidi des 
§ 14 Abs. 2, und zwar mit Rücksicht auf die 
Vordringlichkeit einer Änderung dieser Be- 
stimmung. Der Initiativ-Gesetzentwurf hat 
im Bundestag keine Mehrheit gefunden, nach- 
dem die Bundesregierung dahin Stellung ge- 
nommen hatte, daß zunächst die praktischen 
Auswirkungen des Gesetzes abgewartet und 
hinreichende Erfahrungen gesammelt werden 
müßten. 

Nachdem das Gesetz zur Regelung der Redits- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen nunmehr fast 
zwei Jahre ln Kraft ist und nachdem die 
Praxis zahlreiche rechtliche und tatsächliche 
Unzulänglichkeiten des Gesetzes gezeigt hat, 
hält der Bundesrat den Zeitpunkt für ge- 
kommen, eine Änderung des Gesetzes in den 


Punkten vorzuschlagen, bei denen sich eine 
Änderung als dringend notwendig erweist. 

Der Bundesrat hat davon abgesehen, Vor- 
schläge für eine Änderung der §§ 29 bis 51 
des Gesetzes zu machen. Er geht hierbei da- 
von aus, daß gemäß § 78 des Gesetzes die 
versorgungsrechtlichen Grundlagen des Kapi- 
tels I Abschnitt II Unterabschnitt 3 ohnehin 
nach Inkrafttreten des endgültigen Bundes- 
beamtengesetzes der darin enthaltenen ver- 
sorgungsrechtlichen Regelung anzupassen 
sind. Er glaubt, insoweit die Angleichungs- 
vorlage der Bundesregierung abwarten zu 
sollen. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel I 
Zu 1 

Nach dem Inkrafttreten des Bundes vertriebe- 
nengesetzes erscheint es erforderlich, die Be- 
stimmungen des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse gemäß Artikel 131 GG pp. 
soweit wie möglich den Bestimmungen des 
Bundesvertriebenengesetzes anzugleichen. Der 
letzte Satz dient einer klaren Scheidung der 
Zuständigkeiten und soll eine unzulässige 
Mischverwaltung verhüten. 

Die Vorschriften des § 4 Abs. 4 Gesetz zu 
Artikel 131 GG und des § 3 Abs. 2 BWGöD 
sind inhaltsgleich. Die neuelngefügte Vor- 
schrift dient der Vermeidung von Doppel- 
ar'beit. 

Zu 2 

Die Frage der Amtsbezeichnung der früheren 
Widerrufsbeamten bedarf nach den bisheri- 
gen Erfahrungen einer einheitlichen gesetz- 


fi 



liehen Regelung. Von der durch die allgemeine 
Vorschrift des § 37 Ahs. 2 letzter Satz DBG 
gegebenen Möglichkeit wird vielfach kein Ge- 
braudi gemadit. Der Zusatz „z. Wv.“ zu einer 
Wehrmachts-Amtsbezeichnung ist irreführend. 
Es empfiehlt sich daher, ihn durch „a. D.“ zu 
ersetzen. 

Zu 3 

Es entbehrt der inneren Berechtigung, hin- 
sichtlich der Unterbringung die Gemeindever- 
bände mit nicht mehr als dreitausend Ein- 
wohnern schlechter zu behandeln als die klei- 
nen Gemeinden unterhalb dieser Grenze. 

Die Erweiterung des Personenkreises der an 
der Unterbringung teilnehmenden Widerrufs- 
beamten entspricht der Billigkeit. 

Bereits in der bisherigen Praxis wurden durch 
das System der Auf- und Abrundung die 
Dienstherren mit weniger als drei Planstellen 
von dem Pflichtanteil des § 13 praktisch be- 
freit. Gleichwohl trifft sie allerdings die 
Unterbringungspflicht des § 12. Es erscheint 
jedoch berechtigt, in Erweiterung des Gedan- 
kens, die „kleinen Dienstherren“, die an Be- 
amten, Angestellten oder Arbeitern insgesamt 
weniger als fünf Personen beschäftigen, von 
der Unterbringungspflicht schlechthin auszu- 
nehmen. Diese Dienstherren haben eine so ge- 
ringe Personalbewcgung, daß ihre völlige Be- 
freiung von der Unterbringungspflldit berech- 
tigt ist. Die Befreiung gilt nicht im Bereich 
des § 63. 

Zu 4 und 5 

Darüber, wie im Falle eines gesetzlidien 
Übergangs von Dienstkräften die Anrechnung 
nach den §§12 und 13 zu handhaben ist, hat 
das Gesetz keine Regelung getroffen. Die 
Bundesregierung hat in ihrem Entwurf der 
Verwaltungsvorschriften zum Unterbringungs- 
teil des Gesetzes unter A VI a — c vorgesehen, 
daß diese Dienstkräfte dem neuen Dienstherrn 
anzurechnen sind. Bei Erlaß des in Aussicht 
genommenen Nds. Schulverwaltungsgesetzes 
z. B. würde eine solche Regelung der Inter- 
essenlage zwischen Gemeinden und Land nicht 
gerecht. Gemeinden, die jetzt 50 und mehr 
Prozent Ihres Besoldungsaufwandes und ihrer 
Planstellen mit Personen nach Art. 131 GG 
erfüllt haben, würden weit unter ihre Pflicht- 
anteile herabsinken und den Folgen nach § 14 
Abs. 2 und §§ 15, 16 des Gesetzes ausgesetzt 
werden. Das ist nicht zu vertreten. Den Ge- 
meinden sollte deshalb ihr Besitzstand da- 
durch erhalten werden, daß die auf das Land 


übergehenden Per'^onen bei ihnen anrechenbar 
bleiben. Der Bundesgesetzgeber, der nur die 
Förderung der Unterbringung im Auge hat, 
kann an einer Regelung in dem einen oder 
anderen Sinne nicht interessiert sein. Da die 
Interessenlage je nach dem Gegenstand der 
gesetzlichen Regelung und nadi den Verhält- 
nissen in den einzelnen Ländern untersdiled- 
llch ist, erscheint es sinnvoll, die Regelung der 
Anrechenbarkeit dem jeweiligen Landesgesetz 
selbst zu überlassen. 

Zu 6 

Der § 14 Abs. 2 in seiner gegenwärtigen Fas- 
sung knüpft die Zahlung des Ausgleichs- 
betrages an unerfüllbare Bedingungen. Die 
Dienstherren sind trotz besten Willens nicht 
in der Lage, von der Ausgleichszahlung auf 
dem vom Gesetz vorbezeichneten Weg, näm- 
lich der Einstellung von Unterbringungsteil- 
nehmern, innerhalb eines kürzeren Zeitraumes 
herunterzukommen. Der § 76 (Entlassungs- 
verbot) verbietet es den Dienstherren ausdrück- 
lich, über die Auffüllung des natürlichen Per- 
sonalabganges hinaus dadurch Unterbringungs- 
maßnahmen zu ermöglichen, daß sie nicht- 
anrechenbare Kräfte entlassen und durch an- 
rechenbare ersetzen. Die Unterbringungsmaß- 
nahmen müssen sich daher in den durch den 
natürlichen Personalabgang gezogenen Gren- 
zen halten. Der § 14 Abs. 2 steht mithin in 
seiner Eigenschaft als Druckmittel In keinem 
sachlidi gerechtfertigten Verhältnis zu den 
Möglichkeiten der unterbringungspflichtigen 
Dienstherren. Die vorgeschlagene Neufassung 
geht hinsichtlich der Höhe des Ausgleichs- 
betrages nicht von dem Stand der Soll- 
crfüllung bei Inkrafttreten des Gesetzes zu 
Artikel 131 GG aus, sondern vielmehr von 
den weiteren Unterbringungsmaßnahmen der 
Dienstherren. Ein Ausgleidisbetrag ist nur 
dann gerechtfertigt, wenn der Dienstherr es 
unterläßt, den natürlichen Personalabgang 
weitgehend durch Unterbringungstellnehmer 
zu ersetzen. 

Zu 7 

Mit dieser Vorschrift soll den erfüllungswilli- 
gen Dienstherren ein Anreiz zu weiteren Ein- 
stellungen geboten werden. 

Zu 8 

In der Regelung des bisherigen § 15 Abs, 2 
wird eine Erweiterung um die Beamten der 
Berufsfeuerwehr vorgeschlagen. Die Gründe, 
die in § 15 Abs. 2 für die Sonderstellung der 
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Angehörigen Jc'r V()ll/ugspoli7ci und des 
Züllgrcnzschul/cs inalsgebcnd sind, gelten ln 
vollem Umfange auch für die Angehörigen der 
Berufsfeuerwehr. Die Gefahr der Überalterung 
der Berufsfeuerwehr ist wegen des schon jetzt 
bestehenden hohen Durchschnittsalters dieser 
Beamtenkategoric außerordentlich groß ge- 
worden. Die Leistungsminderung der Berufs- 
feuerwehr wegen Überalterung ist wiederholt 
Gegenstand von Klagen gewesen. Die Erwäh- 
nung der Bereitschaftspolizei dient der Klar- 
stellung. 

Zu 9 

Im Vordergrund steht die Ausnahmeregelung 
des bisherigen Absatzes 3. Erst wenn ein 
Drittel des Pflichtanteiles erreicht ist, greift 
die ln dem bisherigen Absatz 2 vorgesehene 
Regelung Platz. Die Umstellung der Absätze 
ist daher zweckmäßig. 

Zu 10 

Die Höhe der Zahlungsverpflichtungen, die 
durch eine formelle Verletzung der Melde- 
pflicht nach § 15 Abs. 1 Satz 2 ausgelöst wird, 
steht in keinem Verhältnis zu der Schwere 
des Verstoßes. Wenn die Zahlungsverpflich- 
tung nach § 17 im übrigen als eine Sanktion 
für eine Zuwiderhandlung im Einzelfall auf- 
gefaßt werden soll, so erscheint es nicht ver- 
tretbar, die Zahlungsverpflichtungen über den 
Zeitpunkt der Beseitigung des gesetzwidrigen 
Zustandes hinaus auszudehnen. 

Zu 11 

Die fortschreitende Unterbringung macht cs 
erforderlich, unterbringungsunwillige Personen 
auszusondern. Es ist nicht vertretbar, unter- 
bringungsunwilligen Personen die Rechte aus 
dem Gesetz nach Art. 131 zu belassen. Es 
empfiehlt sich jedoch, die Sanktionen nach der 
Art der angebotenen Unterbringung abzu- 
stu fen. 

Zu 12 

Die Streichung ist eine Folge der zu § 23 vor- 
geschlagenen Neufassung. 

Zu 13 

Der Vorschlag beseitigt die Schwierigkeiten, 
die einer Unterbringung außerhalb des Wohn- 
ortes des Beamten bisher entgegenstanden. 

Zu 14 

Da die Antragsteller ihre Unterlagen über ihr 
Versicherungs Verhältnis und die mit Ange- 


legenheiten der Sozial N’crsicherung befaßten 
Behörden ihre Akten durch Kriegseinwirkung 
usw. vielfach verloren haben, läßt sich die im 
§52 vorgesehene Aufteilung nach freiwilligen 
und Pflichtbeiträgen in der Mehrzahl der 
Fälle nicht durchführen. Die vorgeschlagene 
Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung 
wie auch den Interessen der Beteiligten. 

Zu 15 

Eine Gleichstellung der Kriegsoffiziere der 
drei Wehrmachtsteile erscheint billig und ge- 
recht. Nach der bisherigen Regelung werden 
nur die Kriegsoffizicre des Heeres als Berufs- 
offiziere behandelt. 

Zu 16, 17 und 18 

Die gegenwärtige Fassung der §§ 57, 58 und 
60 hat zu verschiedenen Auslegungen unter 
anderem auch in der Frage der Passivlegiti- 
mation für vermögensrechtliche Klagen Anlaß 
gegeben. Die vorgeschlagenen Änderungen 
sollen die entstandenen Zweifel beseitigen und 
dem Grundsatz der Ärtikel 83 und 84 des 
Grundgesetzes, wonach die Bundesgesetzc von 
den Ländern als eigene Angelegenheit und im 
eigenen Namen auszuführen sind, Rechnung 
tragen. 

Zu 19 

a) Durch die Bezugnahme soll erreicht werden, 
daß von der Regelung des § 3 Nr. 4 und 5 
auch die unter § 63 fallenden Personen 
erfaßt werden. 

b) Der Zusatz soll klarstellen, daß bei An- 
gehörigen des Personenkreises des § 63 an- 
stelle der Reichsdienststrafordnung das 
für den Dienstherrn geltende Disziplinar- 
recht des Landes an/m;/ enden ist. 

c) Mit der Neufassung sollen die auf das 
Wort „verpflichtet“ zurückgehenden Zwei- 
fel beseitigt werden. 

d) Satz 3 dient der Klarstellung. Er bringt 
keine Änderung in dem durch die Bezug- 
nahme des § 63 auf § 1 1 Abs. 1 bereits 
begründeten Rechtszustand. 

Satz 4 stellt klar, daß für Angestellte und 
Arbeiter, die unter § 52 Abs 1 fallen, im 
Bereiche des § 63 das Recht des Dienst- 
herrn auch insoweit gilt. 

e) Die in dem § 63 Abs. 2 Satz 2 vorge- 
sehene Ermächtigung für die Bundes- 
minister des Innern und der Finanzen, in 
Zweifelsfällen über die Zugehörigkeit von 
Personen zum Kreis des § 63 zu cntschei- 
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den, steht im Widerspruch zum Grund- 
gesetz. Entstehen solche Zweifel aus Anlaß 
eines Einzelfalles, so kann der Betroffene 
Klage vor den Verwaltungsgerichten oder 
den ordentlichen Gerichten erheben. 
Soweit Zweifel über die Behandlung gan- 
zer Personengruppen entstehen, kann die 
Bundesregierung, sofern Verhandlungen 
mit den in Frage kommenden Landes- 
dienststellen erfolglos bleiben, diese Zwei- 
fel mit Zustimmung des Bundesrates 
durch den Erlaß von Verwaltungsvor- 
schriften gemäß Artikel 84 Abs. 2 des 
Grundgesetzes klaren. Ferner kann die 
Bundesregierung, falls etwaige von ihr 
festgestellte Mängel bei der Ausführung 
von Bundesgesetzen durch die Länder nicht 
beseitigt werden, die Entscheidung des 
Bundesrates gemäß Artikel 84 Abs. 4 
des Grundgesetzes anrufen. Für eine Ent- 
scheidung einzelner Bundesminister bleibt 
hiernach kein Raum. 

f) Die in § 42 für die Beziehungen vom Bund 
zu anderen Dienstherren getroffene Rege- 
lung findet zweckmälsig auch Anwendung, 
wenn es sich um die Wiederverwendung 
von unter Kap. II fallenden Personen 
handelt. Dadurch würd die Unterbringung 
des Personenkreises des § 63 und der Aus- 
gleich erleichtert, sowie auch eine Lücke 
des Gesetzes ausgcfüllt. 

Zu 20 

Es erscheint geboten, den Begriff „besonderer 
Ausnahmcfall“ zu konkretisieren. 

Zu 21 

Es entspricht einem Gebote der Gerechtigkeit, 
eine Möglichkeit zu schaffen, die vor Ver- 
kündung des Gesetzes auf der Grundlage des 
seinerzeitigen Rechtszustandes gegebenen be- 
hördlichen Zusagen einzulösen. 

Zu 22 

Die nach § 63 für die Unterbringung und Ver- 
sorgung zuständigen Dienstherren müssen 
sobald als möglich einen Überblick über die 
Zahl der Untcrbringungsteilnehmcr und die 
Höhe der Vcrpflichtungan, mit denen sic zu 
rechnen haben, erhalten. 

Zu 23 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen in seiner derzeitigen 
l'assLing bezieht aus den Kreisen der Reichs- 


nährstandsbeamten nur diejenigen ein, die der 
Hauptabteilung II angehört haben. Diese Be- 
schränkung beruht offenbar auf der Er- 
wägung, daß im Bereich des Reichsnährstandes 
„echte“ Dienstangehörige nur ln der Haupt- 
abteilung II tätig gewesen seien, und daß mit 
dieser Regelung diejenigen Beamten usw. 
erfaßt würden, die vor 1933 in den Landwirt- 
schaf tskammern oder ähnlichen Vorgänger- 
organisationen beschäftigt waren. Diese Er- 
wägungen tragen in verschiedener Hinsicht 
den wirklichen Gegebenheiten keineswegs 
Rechnung. 

a) So gehörten zu der Hauptabteilung I der 
Reichsdienststellcn des Reichsnährstandes, 
der Landesbauernschaften und der Kreis- 
bauernschaften Dienstangehörige, die bei- 
spielsweise mit Personal-, Haushalts- und 
Justitiariats- Aufgaben befaßt waren, ohne 
deren Tätigwerden eine sachgemäße Ar- 
beit in den Hauptabteilungen II und III 
also nidit möglich gewesen wäre. 

b) Es gibt — jedenfalls im Bereich des Ge- 
setzes nach Artikel 131 GG — zahlreiche 
Beamte, die vor der Begründung des 
Reichsnährstandes Beamte einer Land- 
wirtschaftskammer gewesen sind, dann 
aber in den Bereich der Hauptabteilung T 
oder der Hauptabteilung III übertraten 
(unter Umständen dorthin sogar aus no- 
litischen Gründen abgeschoben wurden). 
Dies beweist, daß die Vermutung, man 
erfasse über die Hauptabteilung II die 
alten Landwirtschaftskammerbeamten, 
häufig fehlgeht. 

c) Die Berufseiussichten vor allem der Dipk- 
Landwürte in der landwirtschaftlichen 
Verwaltung im weitesten Sinne waren 
besonders vor 1933 sehr begrenzt. Er be- 
ruht daher in vielen Fällen auf reinen 
Zufallsmomenten, ob ein Dipl. -Landwirt 
als Landwirtschaftsassessor und später 
als Landwirtschaftsrat in den Dienst 
des Reichsnährstandes trat, oder ob er in 
der staatlidien Verwaltung beispielsweise 
als Regierungs- oder Landwirtschaftsrat 
bei der Domänenabteilung einer Regie- 
rung tätig wurde. 

d) Wenn im Rahmen der Hauptabteilung III 
des Reichsnährstandes eine verhältnis- 
mäßig starke Marktordnungsverwaltung 
aufgebaut wurde, so Avurden damit Be- 
strebungen fortgeführt, die schon seit der 
Agrarkrise von 1929 in Deutschland und 
in anderen Ländern aufgetreten waren. 
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Die vom Bund erlassenen vier Marktord- 
nungsgesetze beweisen, daß die Notwen- 
digkeit einer landwirtschaftlichen Markt- 
ordnung auch in der Bundesrepublik — 
ebenso wie in anderen europäisdien und 
außereuropäischen Staaten — grundsätz- 
lich anerkannt ist. Die gewissen Unter- 
schiede der Organisationsform, die zwi- 
schen der Marktordnung des Reichsnähr- 
standes und derjenigen der Bundesrepublik 
bestehen, beweisen nichts vegen den Wert 
der Arbeit, die die mit Marktordnungs- 
aufgaben befaßten Reichsnährstands- 
beamten geleistet haben. Es dürfte daher 
nicht angehen, durch die Beschränkung 
der Gesetze auf der Hauptabteilung II 
der Sache nach eine nachträgliche Unter- 
bewertung der durchaus gleichwertigen 
Tätigkeit im Bereidie der Hauptabtei- 
lung III vorzunehmen. Dies erscheint um 
so weniger möglich, als die Aufgaben der 
Hauptabteilung II (Produktionsförderung) 
gerade infolge der bestehenden Marktord- 
nung In einer überaus starken Wechsel- 
wirkung zu den Arbeiten der Hauptab- 
teilung III standen und umgekehrt. 


Zu Artikel II 

Die Fassung des Artikels II ergibt sich aus 
dem Dritten Überleitungsgesetz. 

Zu Artikel III 

Die vorgeschlagenen Änderungen sind nur 
dann sinnvoll, wenn sie mit dem Tage des 
Inkrafttretens des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen vom 11. Mai 1951 
(1. April 1951) wirksam werden. Während 
gegen die vorgesehene rückwirkende Ände- 
rung des Statuts keine Bedenken bestehen, 
ist es aus rechtlichen und praktischen Erwä- 
gungen nicht unbedenklich, die Rückwirkung 
auch auf die Zahlungen auf Grund der durch 
dieses Gesetz eintretenden Änderungen ver- 
sorgungsrechtlicher Vorschriften zu erstrecken. 
Die unter Umständen aus der Streichung des 
§ 24 (alter Fassung) und der Änderung zu 
§ 52 (Umstellung der Anrechnung freiwilliger 
Beiträge auf die Anrechnung der Hälfte der 
tatsächlich geleisteten Beiträ<^e) eintretenden 
Beeinträchtigungen werden durch die vorge- 
schlagene Besitzstandklausel beseitigt. 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 


Mit Rücksicht darauf, das der Bundestag auf 
Grund der ihm bereits vorliegenden Anträge 
der FDP und anderer die Änderung des Ge- 
setzes zu Art. 131 GG zur Zeit schon berät, 
nimmt die Bundesregierung wegen der Eil- 
bedürftigkeit zu den Vorschlägen des Bundes- 
rates so, wie sie vorliegen, Stellung. 

Die Vorschläge entsprechen nach Auffassung 
dej- Bundesregierung in wesentlichen Punkten 
noch nicht dem, was an Änderungen des Ge- 
setzes sachlich geboten ist. Insbesondere 
fehlt die Verbesserung der zum Teil unter 
der Arbeitslosenfürsorge liegenden Über- 
gangsgehälter und der Anrechnungsvorschrif- 
ten für privates Arbeitseinkommen sowie die 


Beseitigung von Härten vor allem für die 
Angehörigen heute noch kriegsgefangener 
Beamten und Berufssoldaten. Ein weiterer 
nicht behandelter Punkt ist nach Auffassung 
der Bundesregierung die Verbesserung der 
Regelung für die ehemaligen Berufssoldaten, 
die, Jedenfalls soweit sie die früheren Berufs- 
unteroffiziere betrifft, als besonders vor- 
dringlich angesehen werden muß. Da alle 
diese Fragen bereits Im Beamtenrechtsaus- 
schuß des Bundestages zur Erörterung stehen, 
sollen sie in der Stellungnahme zu dem Bun- 
desratsentwurf unerörtert bleiben. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen 
in Nr. Ib, 2, 3, 8,^ 9 a, 9 b, 10, 11, 12, 13, 
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15, 18, 19 a, 19 b, 19c, 19 f, 20, 21, 22, 23 
zu; zum Teil schlägt sie andere Fassungen 
vor. 

Den Vorschlägen in Nr. 1 a, 4, 5, 6, 7, 9 c, 14, 

16, 17, 19 d, 19 e vermag sie nicht zuzu- 
stimmen. 

Im Einzelnen 

Zu Nr. 1 a; 

Gegen eine so weitgehende Auflockerung der 
in § 4 des Gesetzes getroffenen Regelung, 
wie sie der Vorschlag vorsieht, hat die Bun- 
desregierung Bedenken. Eine allgemeine Ver- 
legung des Zuzugsstichtages auf den 31. März 
1951 würde eher zu erwägen sein. 

Zu Nr. 1 b: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2: 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe fol- 
gender Fassung zugestimmt: 

„Beamte zur Wiederverwendung dürfen 
die ihnen zustehende Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz „zur Wiederverwendung 
(z. Wv.)“ führen. Für entlassene Beamte 
auf Widerruf gilt § 81 Abs. 4 des Bundes- 
beamtengesetzes. “ 

Der vorgesehenen Sonderregelung für die 
Wehrmachtbeamten kann nicht beigetreten 
werden. Auch die Wehrmachtbeamten z. Wv. 
sind Beamte; eine abweichende Regelung für 
sie ist daher nicht begründet. 

Zu Nr. 3: 

Dem Vorschlag wird nach Maßgabe der fol- 
genden Fassung zugestimmt: 

„(1) Bund, Länder sowie Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) mit mehr als dreitausend 
Einwohnern und sonstige Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts im Bundesgebiet haben die Be- 
amten zur Wiederverwendung sowie die 
nach § 6 Abs. 1 entlassenen Beamten auf 
Widerruf, die am 8. Mai 1945 den für 
•ihre Laufbahn vorgesdiriebenen oder üb- 
lichen Vorbereitungsdienst abgeleistet und 
die vorgeschriebenen oder üblichen Prü- 
fungen bestanden haben, nach den fol- 
genden Vorschriften unterzubringen. Den 
vorstehend bezeichneten Beamten auf 
Widerruf stehen solche gleich, die wegen 
Kriegswehrdienstes ohne die für die plan- 
mäßige Anstellung vorgeschriebene Prü- 


fung zu außerplanmäßigen Beamten (K) 
ernannt worden sind; diesen können von 
der obersten Dienstbehörde solche gleich- 
gestellt werden, die während des Krieges 
die Voraussetzungen für die Übernahme 
als außerplanmäßige Beamte (K) erfüllten, 
jedoch bis zum 8. Mai 1945 ohne eigenes 
Verschulden nicht mehr zu außerplan- 
mäßigen Beamten ernannt worden sind. 
Die Teilnahme der in vorstehendem Satz 
bezeichneten früheren Beamten auf Wi- 
derruf an der Unterbringung endet, 
wenn sie sich der Prüfung nicht ln ange- 
messener Zeit unterziehen oder diese 
endgültig nicht bestehen. An der Unter- 
bringung nehm.en ferner die vussenschaft- 
lichen Assistenten an den Hochschulen mit 
einer mindestens sechsjährigen Assisten- 
tendienstzeit bis zum 8. Mai 1945 teil.“ 

Zu Nr. 4; 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wenn Dienstkräfte von einem Dienstherrn 
kraft gesetzlicher Vorschrift zu einem ande- 
ren übertreten, so muß der abgebende Dienst- 
herr die Unterbringung dem veränderten 
Stand entsprechend fortsetzen. Dies stellt 
im allgemeinen keine Härte für ihn dar, da 
sich mit dem Ist der Erfüllung der Pflicht- 
anteile zugleich auch das Soll vermindert. 
Sollten sich in Einzelfällen doch Härten hin- 
sichtlich der Zahlung von Ausgleichsbeträgen 
ergeben, so kann durch Niederschlagung nach 
§ 54 RHO geholfen werden. 

Zu Nr. 5: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Hierzu wird auf das zu Nr. 4 Ausgeführte 
verwiesen. 

Zu Nr. 6: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift des § 14 Abs. 2 ist ein wesent- 
liches Mittel zur Durchsetzung der Unter- 
bringung, auf das nicht verzichtet werden 
kann. Die in dem Vorschlag enthaltene Neu- 
regelung bedeutet eine so weitgehende Auf- 
lockerung der Vorschrift, daß sie dadurch 
wertlos würde. Die in § 14 Abs. 2 vom Ge- 
setzgeber getroffene Regelung ist von dem 
Bundesverfassungsgericht in dem Urteil vom 
20. März 1952 — 1 BvR — 267/51 ~ für 
verfassungsmäßig erklärt worden. 
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Zu Nr. 7: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Hinsichtlich der unter Kapitel I des Gesetzes 
fallenden Beamten zur Wiederverwendung, 
die von einem anderen Dienstherrn (§ 11) 
als dem Bund als Beamte auf Lebenszeit oder 
auf Zeit wiederverwendet werden, übernimmt 
der Bund gemäß § 42 bereits einen erheb- 
lichen Anteil an der ihnen von dem neuen 
Dienstherrn zu gewährenden Versorgung. 
Dies gilt auch für solche Beamte zur Wieder- 
verwendung, die ein Dienstherr über seine 
Unterbringungspflichtanteile (§§ 12, 13) hin- 
aus einstellt. Da die Dienstherren nur die 
Kräfte einstellen, die sie benötigen, kann 
nicht erwartet werden, daß der Bund ihnen 
zur Besoldung dieser Kräfte einen Zuschuß 
gibt. Ersparnisse, die durch das Fortschreiten 
der Unterbringung elntreten, sollen Im übri- 
gen nach § 37 Abs, 4 zur Verbesserung der 
Übergangsgehälter verwendet werden. 

Zu Nr. 8: 

Dem Vorschlag wird nach Maßgabe der fol- 
genden Fassung zugestimmt: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für die Plan- 
stellen der Beamten auf Zeit in leitender 
Stellung (Wahlbeamte) sowie der Beam- 
ten des Vollzugsdienstes der Polizei, des 
Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehren 
und des Zollgrenzschutzes, die nicht der 
Laufbahn des höheren Dienstes ange- 
hören.“ 

Zu Nr. 9: 

Buchst, a, b: 

Der Umstellung der Absätze 2 und 3 wird 
zugestimmt. 

Buchst, c: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgesehene Änderung bedeutet gegen- 
über der geltenden Rechtslage eine erheb- 
liche Lockerung der Unterbringungsver- 
pflichtung und gefährdet damit die Wirk- 
samkeit der Unterbringungsregelung. 

Zu Nr. 10: 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß Satz 1 des § 17 unverändert 
bleibt, Satz 2 jedoch folgende Fassung erhält: 

„Die Zahlungsverpflichtung entsteht mit 
dem Zeitpunkt der Zuwiderhandlung und 


entfällt bei Zuwiderhandlung gegen die 
Besetzungspflicht (§, 15 Abs. 1 Satz 1, 
§ 16), sobald der Pflichtanteil (§ 13) er- 
reicht ist und bei Zuwiderhandlung gegen 
die Meldepflicht (§15 Abs. 1 Satz 2), so- 
bald der gesetzwidrige Zustand beseitigt 
worden ist.“ 

Zu Nr. 11: 

Dem Vorschlag wird nach Maßgabe der fol- 
genden Fassung zugestimmt: 

„(1) Lehnt ein Beamter zur Wieder- 
verwendung die ihm angebotene entspre- 
chende Wiederverwendung (§ 19) schuld- 
haft ab, so Ist dies ein Dienstvergehen 
(§ 9). Als Ablehnung gilt es auch, wenn 
er die Dienstleistung nicht in der ihm ge- 
setzten angemessenen Frist aufnimmt. 

(2) Kommt ein Beamter zur Wiederver- 
wendung der Verpflichtung aus den §§ 20 
oder 22 schuldhaft nicht nach oder gibt 
er eine von ihm ausgeübte zumutbare 
Tätigkeit ohne wichtigen Grund auf, so 
kann ihm das Übergangsgehalt (§ 37) von 
der obersten Dienstbehörde ganz oder 
teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen 
werden. Gegen die Entziehung ist Klage 
im Verwaltungsrechtwege zulässig. Beim 
Vorliegen besonderer Verhältnisse kann 
das Übergangsgehalt von der obersten 
Dienstbehörde ganz oder teilweise wieder- 
bewilligt werden. Eine disziplinarrecht- 
liche Verfolgung (§ 9) bei mehrfacher 
oder besonders schwerer Verletzung der 
Verpflichtung bleibt unberührt. 

(3) Auf frühere Beamte auf Widerruf 
(§ 6 Abs. 1), die an der Unterbringung 
teilnehmen, findet Absatz 2 Satz 1 bis 3 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die 
Stelle der Entziehung des Übergangsge- 
haltes der Ausschluß von der Teilnahme 
an der Unterbringung tritt.“ 

Zu Nr. 12: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 13: 

Dem Vorschlag wird nach Maßgabe der fol- 
genden Fassung zugestimmt: 

„Erhalten Beamte zur Wiederverwendung 
aus Anlaß ihrer Übernahme von dem 
übernehmenden Dienstherrn Umzugs- 
kosten und Trennungsentschädigung nach 
den für Wartestandsbeamte dieses Dlenst- 


12 



hcrrn geltenden Vorschriften und in Er- 
mangelung solcher entsprechend den für 
die bisherigen Wartestandsbeamten des 
Bundes geltenden Vorschriften, so kann 
der Dienstherr die Hälfte der für die er- 
sten neun Monate gezahlten Trennungs-- 
cntschädigung und die Umzugskosten von 
einem nach § 14 Abs. 2 zu zahlenden 
Ausgleichsbetrag absetzen. Die Absetzung 
ist zulässig, wenn der Beamte zur Wieder- 
verwendung als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit (§§ 19, 20 Abs. 1 Nr. 1) 
oder nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 Abs. 2 und 
unwiderruflich übernommen worden ist, 
oder, falls eine Übernahme nicht erfolgt, 
wenn die für die Unterbringung zustän- 
dige Behörde (§ 16 Abs. 1) anerkannt 
hat, daß der Beamte zur Wiederverwen- 
dung aus lediglich in seiner Person liegen- 
den Gründen nicht übernommen werden 
konnte.'* 

Zu Nr. 14: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Gesetz enthaltene Rep^elung, wonach 
Pflichtbeiträge für Zeiten, die als ruhegehalt- 
fähig berücksichtigt werden, anzurechnen 
sind, Ist gerechtfertigt. 

Zu Nr. 15: 

Dem Vorschlag wird zugestimint, soweit es 
sich nicht um Berufsunteroffizierc handelt, 
die vorher oder später In ein Wehrmacht- 
bcamtenverhältnis berufen worden sind. 

Zu Nr. 16, 17: 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Träger der Versorgungslast Ist der Bund, so- 
weit nicht — z. B. in § 61, 62, 63 — etwas 
anderes bestimmt worden ist. Im Zusammen- 
hang mit der Einführung des Verwaltungs- 
reditsweges für vcrmogensrechtliche An- 
sprüche wird jedoch die Frage der Passivlegi- 
timation für Klagen, mit denen solche An- 
sprüche geltend gemacht werden, anderweit 
zu regeln sein, etwa durch Einschaltung^ des 
folgenden ^ 59 a: 

Klagen wegen vermögensrechtlicher An- 
sprüche sind, soweit der Bund Träger der 
Versorgungslast ist, die Zahlungen jedoch 
nach § 58 Abs. 1 Satz 2 durch die Länder 
geleistet werden, gegen das Land zu erheben, 


in dem der Kläger seinen Wohnsitz hat; die 
Rechtskraft des Urteils erstreckt sich auf den 
Bund und nach Klageerhebung gemäß § 59 
für die Zahlung zuständig werdende Lander. 

Zu Nr. 18: 

Dem Vorschlag wird nach Maßgabe der fol- 
genden Fassung zugestimmt: 

„(1) Oberste Dienstbehörde im Sinne 
des Kapitels I ist für 

a) die Angehörigen der Bahn der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn ge- 
mäß § 20 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 955), 

b) die Angehörigen der unteren und 
Mittclbehörden der Arbeitsverwal- 
tung der Vorstand der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung gemäß § 25 Abs. 3 
des Gesetzes über die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung vom 
10. März 1952 (Bundesgesetzbl. l 
S, 123), 

c) die Angehörigen der sonstigen frühe- 
ren Reichsverwaltungen, deren Auf- 
gaben von Dienststellen bundeseigencr 
Verwaltungen übernommen worden 
sind, die entsprechende oberste Dienst- 
behörde. 

Im übrigen Ist oberste Dienstbehörde, 
und zwar bis zu einer nach § 61 Abs. 3 
erfolgenden Regelung auch für die unter 
§ 61 fallenden Personen, die zuständige 
oberste Landesbehördc. Bei Wohnsitz- 
wechsel tritt die oberste Dienstbehörde 
des Landes, in das der Wohnsitz verlegt 
worden ist, an die Stelle der bisher zu- 
ständigen obersten Dienstbehörde. Ist eine 
oberste Dienstbehörde nicht vorhanden, 
so ist der Bundesminister des Innern zu- 
ständig; er kann seine Befugnisse aui 
andere Dienststellen übertragen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde bestimmt 
den Dienstvorgesetzten, der an die Stelle 
des letzten, vor dem 8. Mai 1945 zustän- 
digen Dienstvorgesetzten tritt," 

Zu Nr. 19: 

Buchst, a: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Jedoch sind mit Rücksicht auf die abgeän- 
derte Fassung des § 11 Abs. 1 (vgl. Nr. 3) 
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hinter den Worten „§ 11 Abs. 1“ die Worte 
„Satz r‘ zu streichen. An die Stelle der in 
Bezug genommenen §§ 30, 31 des Gesetzes, 
die durch das Bundesbeamtengesetz aufge- 
hoben sind, treten die §§ 106 und 110 des 
Bundesbeamtengesetzes. Die Inbezugnahme 
des § 3 Nr. 5 erscheint unnötig und sollte 
daher gestrichen werden. 

Buchst, b: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Jedoch muß es statt „Deutschen Beamtenge- 
setzes“ und „Reichsdienststrafordnung“ hei- 
ßen „Bundesbeamtengesetzes“ und „Bundes- 
disziplinarordnung“. 

Buchst, c: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Buchst, d: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die mit Satz 1 beabsichtigte Änderung würde 
die Angehörigen des § 63 als Teilnehmer an 
der in Kapitel I des Gesetzes geregelten Un- 
terbringung behandeln; sie nehmen an die- 
ser aber nicht teil. Satz 2 erscheint überflüs- 
sig, da § 52 bereits die erforderliche, auf den 
8. Mal 1945 abgestellte Regelung enthält. 

Buchst, e: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorsdirift ist im Rahmen des in Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes erteilten Auftra- 
ges an den Gesetzgeber zulässig; sie ist das 
Gegenstück zu § 1 Abs. 2. 

Buchst, f: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch soll- 
ten hinter dem Wort „gilt“ die Worte einge- 
fügt werden „Im Verhältnis der Dienstherren 
zueinander“. 

Es empfiehlt sich, diese Vorschrift statt In 
§ 63 in § 62 einzufügen und in § 63, wie es 


auch sonst ge^^chchen ist, auf ^ 62 zu ver- 
weisen. 

Zu Nr. 20: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß in Absatz 1 die Nr. 2 — For- 
schungsamt (RLM) — gestrichen wird und 
demgemäß die Nr. 3 die Bezeichnung Nr. 2 
erhält. Nach Inzwischen erfolgten Ermitt- 
lungen ist die Streichung des Forschungs- 
amtes (RLM) sowohl in § 3 Nr. 4 wie in § 67 
gerechtfertigt. 

Zu Nr. 21: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Statt „Landesdienststelle“ ist jedoch das Wort 
„Dienststelle“ zu setzen, damit auch die 
Dienststellen der Bundesbahn und der Bun- 
despost erfaßt werden. 

Zu Nr. 22: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 23: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß die Fassung „Reichsnährstand, 
Abt. T, II und III“ lautet. 

Zu Artikel II: 

In der letzten Zeile des Vorschlages muß es 
statt „§ 41“ heißen „§ 14“. 

Zu Artikel III: 

Für den letzten Satz wird mit Rücksicht auf 
die Stellungnahme zu Nr. 19 Buchst, d letz- 
ter Satz folgende Fassung vorgeschlagen: 

„Ein gemäß dem bisherigen § 24 des Ge- 
setzes erklärter Verzicht auf die Teil- 
nahme an der Unterbringung bleibt 
gültig.“ 
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